
Vellage zu Hummer 101 der volksstimme.
Montag den 1. Mai 1916.

Wiesbadener Angelegenheiten.
Wiesbaden, 1. Mai ISIS.
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Das hausiersteuer-Gefetz.
Der Trödler Mantel  von hier hatte in Essen alte

e bei Privatleuten aufgekauft, um die darin enthalte-
Platinstifte wieder verkaufen zu können. . Er wurde auf
b des Hausiersteuer-Gesetzes angeklagt, weil er im
rziehen Waren zur Wiederveräußeruug aufgekauft habe,'
gemäß dem genannten Gesetz von 1876 die Steuer vom

'etriob im Umherziehen gegen Einlösung eines ent-
-den Gewerbescheins gezahlt zu haben. Der Ange¬

le bestritt, strafbar zu sein. Das Hausiersteuergesetz finde
M seinen Fall überhaupt keine Anwendung. Denn er habe
die alten Gebisse nicht aufgekauft , um sie als solche, als alte
Me , weiter zu verkaufen. Die aufgekaufte Ware, die alten
Me , habe er zerschlagen müssen, um die Platinstifte zu
Vinnen, um die allein es ihm zu tun gewesen sei. Das sei
it|Verarbeiten des Eingekauften. Damit scheide das
Msiersteuergesetz aus . Die Strafkammer verurteilte jedoch
jtt Angeklagten und führte aus : Auch wenn man zugrunde
ge, was Angeklagter in tatsächlicher Beziehung sage, läge
$  ein Hausiergewerbe ohne Steuerentrichtung vor . Denn
Wach kaufte er die alten Gebisse nur , um die Platinstifte
: gewinnen und weiter zu verkaufen. Danach sei anzu-
hmen, daß er eigentlich nur die Platinstifte gekauft habe,
liefe habe er aber wieder verkauft. Das Zerschlagen der alten
Kiffe und das Herausnehmen der Platinftifte sei unter
esen Umständen kein Verarbeiten der aufgekauften und zum
iederverkauf bestimmten Ware. Angeklagter war darum
egen Uebertretung des Hausiersteuergesetzeszu verurteilen,
er Angeklagte legte beim Kammergericht Revision ein.
ieses verwarf aber die Revision des Angeklagten mit der

»essründung: Wenn das Landgericht tatsächlich feftstellte, daß
ngeklagter von den Leuten eigentlich nur die Platinsttftt
«fte, die in den für ihn sonst wertlosen alten Gebissen ent-
lüten waren , dann könne die Anwendung des Hausiersteuer'
esetzes nicht beanstandet werden.

Familienuntcrstützung . Nach dem Erlaß des Ministers
!es Innern vom 10. April 1916 sind die Familienunter-
itzungen der Angehörigen der in den Dienst eingetreteneg
tmnschaften nicht nur für die Dauer ihrer zeitweiligen Be-
ckmbung in die Heimat infolge Erkrankung oder Ver-
«nbuug, sondern auch für die Zeit einer kürzeren B e-
«rlaubung  zur Erholung , zur Besorgung häuslicher oder
irtschaftlicher Geschäfte unverkürzt  weiter zu zahlen.

Ladefertige Bezettelung der Stückgüter. Seit Anfang November
, I . muffen Stückgüter ladefertig bezettelt aufgeliefert werden,
. h. vom Absender außer mit Zeichen und Nummer, sowie dem
taten der Bestimmungsstation auch mit dem Tage der Aufgabe
ind dem Namen der Versandstation deutlich und hallbar bezeichnet
ein (Ausführungsbestimmungen IV —VI zu § 62 der Eifenbahn-
eickehrsordnung). Diese für die Dauer des Krieges getroffene
üechnahme hat wesentlich zur Beschleunigung der Annahme der
tückgüter und zur Verminderung von Unregelmäßigkeiten bei-
etrogen; jedoch werden die einzelnen Bestimmungen von den Ver-
chrtreibendennicht immer richtig ausgeführt . Es sei deshalb er-
leut darauf hingewiesen, daß sich als am zweckmäßigsten die Ver¬
wendung von Beklebezetteln oder Anhängeschildern nach nachstehen-
em Muster empfiehlt:

Zeichen n . Nr. :
Bo « (Versandstation)

am (Tag der Aufgabe)
«ach (Bestimmungsort)

i  Zur Kennzeichnung von Frachtgut sind Beklcbezettel oder An-
«ngeschilder von weißem Papier , zur Kennzeichnung von Eilgut
»der eilgutmäßig zu beförderndem Frachtgut solche aus rotem Pa¬
pier oder auch weißem Papier mit rotem Rande zu verwenden.
>at der Absender Stückgüter nicht vorschriftsmäßig oder nur un-
eutlich bezeichnet oder hat er unvorschrift̂ mäßige Beklebezettel
'der Anhängeschilder (weiße statt roter oder weißer mit rotem
Rande oder umgekehrt) verwandt, so wird die Bezeichnung von der
klsenbahn gegen Erhebung der im Nebengebührentarif (Teil I , Ab¬
teilung B des Deutschen Eisenbahngütertarifs ) vorgesehenen Ge¬
bühr nachgeholt.

Paketiendungen an Kriegsgefangene in Rußland . In Paketen
A Kriegsgefangene in Rußland durften bisher Waren, deren Em
fuhr sonst in Rußland verboten war, nicht enthalten sein. Als Aus¬uyt 1ÜU1I IU UlUQiUUU UtlVUlVll IWU / |
»ahme von diesem Verbot ist jetzt russtschersertszugeitanden worden,
daß in den Paketen an deutsche Kriegsgefangene Schweinefleisch-

_rrir je. - . . „ S. S, itvtXbaren, russische und fremde Münzen und mit künstlichen Zucker-
kffen versüßte Nahrungsmittel nach Rußland eingeführt werden
>ürsen

Aus ürm Nreife MresbaAen.
Biebrich, 30. April . (A u s d e r P a r t e i.) Fast restlos

versammelten sich am Samstag die zuhause gebliebenen Par
teigenossen und -Genossinnen im „Kaiser Adolf". Der Sekre
tär unseres Wahlkreises, der ein Jahr im Feld steht und gegen-
lvörtig beurlaubt ist, war anwesend. Die Gelegenheit wurde
benutzt, um eine Aussprache über die allgemeine Lage herbei-
iuführen. Besonders schmerzlich seien die Genossen im Felde
don den Vorgängen in der Partei berührt . Aufgabe der Zurück¬
gebliebenen muß es sein, trotz aller Meinungsverschiedenheit
ten, die sich in unserer großen Bewegung knndgeben, die Ge
!lhlossenheit und Einigkeit zu wahren und .zu erhallen, damit
letzt und besonders nach dem Kriege unsere Aktionsfähigkeit
nicht gelähmt wird. Bittere und tiefernste Klagen wurden
über die Lebensmittelversorgung geführt. . Als unzulänglich
erweisen sich die Maßnahmen der Behörden bei der Vertei-
ung der Lebensmittel . Scharf wurden die Biebricher Zu-
Lnde kritisiert : sie bedürfen dringend einer Aenderung. Die
Ausgabe der Brot -, Butter -, Fettkarten usw. wird für die ganze
Anwohnerschaft an einem Tage in der Woche in der städtischen
wrnhalle vorgenommen. Massenandränge entstehen, die auch

den letzten Tagen zu schwerwiegendenUnfällen führten.
Die Ausgabe der Brotkarten für die Woche vüm 24. bis
30. April erfolgte am Ostersamstag vormittag in 4V2 Sinn¬
en. Im Interesse einer glatten und raschen Abwicklung der
Geschäfte müßte die Ausgabe dezentralisiert und bezirksweise
^genommen werden, selbst auf die Gefahr hin, daß dadurch
ber Stadt eine Mehrarbeit erwächst. Der Stadtverwaltung
dar es möglich, einen großen Posten Karwffeln zu beschaffen.

Es trafen auch in den letzten Wochen über 20 Waggons ein.
Sie werden in Kellerräumen untergebracht und von da aus an
die einzelnen Geschäfte weiter abgegeben. Hier besteht die
große Gefahr , daß die wertvollen Früchte durch den Tempera¬
turwechsel vom Transport und das öftere unzweckmäßige Um¬
laden erkranken, schwarz werden und verderben. Dem könnte
vorgebeugt werden, wenn die Kartoffeln direkt am Bahnhof
an die Geschäfte und Besteller abgegeben würden. Vom Mon-
tag ab werden Karten für Empfang von Reis ausgegeben. Es
kosten 100 Gramm 16 Pfennig , demnach das Pfund 80 Pfeir
nig. ' In unserer Nachbarstadt Wiesbaden, sowie in der Ge¬
meinde Schierstein wird ebenfalls Reis verabfolgt und zwar
das Pfund zu 60 Pfg . Es ist mit Bestimmtheit anzunehmen,
daß dieser Artikel den Kommunen zu einem Einheitspreise
geliefert wird. Nimmt die Stadtverwaltung Biebrich für
diese Ware einen unberechtigten Aufschlag? Ist das auch
keim Limburger Käse und bei noch anderen Artikeln der Fall?
Wenn ja , muß dagegen ganz energisch protestiert _werden.
Da die Arbeiterschaft während der Dauer des Krieges im
Stadtparlament nicht vertreten ist, wir dort unsere Anliegen
nicht Vorbringen können, die bürgerlichen' Herren hierfür
keine Worte der Kritik finden, müssen wir uns auf Eingaben
beschränken. Durch Eingaben an den Magistrat sollen denn
auch die Wünsche unserer Arbeiterfrauen vorgetragen werden,
hoffentlich finden sie Gehör.

Eisenbach (Taunus ), 30. April . (Großfeuer .) Ein
Großfeuer vernichtete in der Samstagnacht die Wohn- und
Wirtschaftsgebäude der hiesigen Einwohner Johannes Weil,
Wilhelm St e i n e b a ch. Peter Schuhmacher  und Witwe
Horn.  Der Schaden ist größtenteils durch Versicherung ge¬
deckt.

Aus öen umliegenden Rrerjen.
Die „notlei- enüen* Lanüwirte.

Wie aus Darmstadt gemeldet wird, haben scheinbar alle Ver¬
warnungen und Aufforderungen der Behörde bisher wenig Erfolg
gebracht, die Züchter  der Provinz Starkenburg  halten
immer noch mit ihrem Vieh zum großen Teil zurück» wobei man
vielfach hört , daß das Vieh nur dann herausgegeben
wird, wenn der Händler oder Metzger mehr wie die H 5 ch st -
preise  zahlt , während derjenige, der die Höchstpreise bietet, hohn¬
lächelnd abgewiesen wird. Die maßgebenden Behörden wollen jetzt
zur Enteignung  schreiten, wie dies auch in anderen Provinzen
mit Erfolg geschehen ist. Nach den bisherigen Feststellungen ist
tatsächlich Vieh genug vorhanden.

Da außer der Versorgung der eignen Bevölkerung die Provinz
auf Anweisung der Reichsfleischstelle auch noch größere Posten Vieh
an das mobile Heer abgeben muß, wird die notwendige Enteig¬
nung in größerem Maßstabe durchgeführt werden müffen.

Wir haben also immer und überall die gleichen Erscheinungen
zu beobachten. Draußen bringen die Volksgenoffen Opfer über
Opfer, setzen Existenz und Leben aufs Spiel , die Zurückgebliebenen
hungern sich unter Aufbietung aller Kräfte durch, und — die Ställe
der großen Landwirte strotzen von schlachtreifem Vieh. Wunder¬
bare Gleichheit und alles , alles geschieht im Jntereffe des „Vater¬
lands ". Greift man die Agrarier ob ihrer höchst sonderbaren
Vaterlandsliebe in der Presse an , finden sich neben den Regierungs¬
und Militärbehörden auch sonstige treue Seelen , die der deutschen
Landwirtschaft wegen ihrer sorgenden Tätigkeit im Kriege das beste
Zeugnis ausstellen. Wie die deutsche Landwirtschaft für sich und
das Volk sorgt, geht deutlich aus einer Zusammenstellung hervor,
die in der „Vossischen Zeitung " zu lesen ist und zeigt, was uns
ein Jahr der Preisentwicklung  brachke.

In Berlin wurden am 3. April 1815 für Kälber (Lebend
gewicht) 62 50 Mark pro Zentner bezahlt, am 25. März 1916 betrug
der Preis 150 Mark, am 1. April 156 Mark. Also zweieinhalb mal
soviel wie im April 1915 kostet jetzt das Kalbfleisch am Berliner
Viehmarkt. Für M a st h a m m e l stieg der Preis für den Zentner
Lebendgewicht von 62.50 Mark auf 122.50 Mark. Vollfleischige
Schweine (200 bis 220 Pfund ) kosteten im April 1915 82 Mark, im
April 1916 128.70 Mark pro Zentner . Für Schweine im Gewicht
von 220 bis 240 Pfund stieg der Preis von 82 Mark auf 134.56
Mark. Der Großhandelspreis für einen Zentner Ochsenfleisch
stieg von 80 Mark auf 245 Mark) für Fleisch von Kühen von 76.50
auf 230 Mark. Im Kleinhandel ' kostete  im April 1 Pfund
Rindfleisch (Brust ) 91 Pfennig , am 8. April 1916 mußten 2.65 Mark
bezahlt werden. Eine Preissteigerung von 1.7 4 Mark
für ein Pfund Fleisch in einem Jahre.

Butter  stieg von 1.74 Mark das Pfund auf 2.80 Mark. Aus
dieser Grenze gebot der Höchstpreis Einhalt , sonst wäre dieses viel
begehrte Nabrungsmittel zweifellos schon doppelt so teuer. Die
Preise für Gemüse  stiegen in gleicher Weise. Ter Zentner
Mohrrüben  kostete im April 1915 6.70 Mark, in diesem Jahre
15.70 Mark . Rotkohl  stieg von 14.50 Mark auf 44.70 Mark,
Weißkohl  von 10.50 Mark auf 32.60 Mark. Für Rot und
Weißkohl mußte man mehr als dreimal , für Mohrrüben mehr als
zweimal so viel bezahlen als in der gleichen Woche des Vorjahres.

Die Steigerung der Preise in der Kriegszeit wird auch von
Behörden als vollkommen „natürlich " angesehen. Kluge Leute—
die vielleicht ziemlich eingehamstert haben — meinen sogar, diese
Preissteigerung rege zur Sparsamkeit an ; die
Arbeiterschaft sei etwas stark verwöhnt im
Fleischessen gewesen.  Die Herrschaften denken schein
bar nicht mehr daran , daß es eine Zeit gab, in der gute Molkerei
butter sebr viel billiger war — als gelbe Seife.

Die Landwirtschaft soll noch immer Not leiden, darum greifen
die Regierungsbehörden nicht kräftig durch und es bleibt bei Ver
Warnungen und neuen Verordnungen . Unbeachtet bleibt die Not
des Volkes, hervorgerufen durch die verdoppelten und verdreifachten
Preise für wichtige Haushaltungskosten der Frauen in jenen
Volkskreisen , wo das Einkommen gleichblieb
oder nur durch eine winzige Kriegszulage  aufgefri 'cht
wurde, und daher nicht gehamstert werden konnte. Wie bescheiden
nehmen sich den Steigerungen der Preise in der Landwirtschaft
gegenüber die berühmten Kriegslöhne der Arbeiter in der Kriegs¬
industrie aus . Wenn ein Arbeiter durch Ueberstunden 10 oder 15
Mark mehr verdient als in Friedenszeiten , was will das sagen am
gesichts der teilweise um 200 Prozent empor¬
geschnellten  L c b e n s m' i tt  S lp  r e i se ! Wie lange sollen
die Steigerungen noch anhalten ? Wann werden die „teutschen
Landwirte endlich ihr Vieh zur Erhaltung der Vollskraft heraus¬
geben?

Frirdberg »30. April . (Genickstarre .)
ten Fällen ist hier die Genickstarre aufgetreten.

In vereinzel
Nach Mittei¬

lungen von maßgebender Seite liegt ein Grund zur Beun¬
ruhigung nicht vor.

Seligenstadt , 1. Mai . (R ä t s e l h a f t e r F u n d.) Hier
fanden dieser Tage spielende Kinder in einer Müllgrube in
der sogenannten Kieskaue drei Finger einer ausgewachsenen
menschlichen Hand. Es wurden Nachforschungenangestellt,
die aber bisher nicht zu einer Aufklärung geführt haben, ob
man es mit einem Verbrechen, oder mit einer Selbstverstüm¬
melung, oder auch mit dem Ueberbleibsel einer ärztlichen Ope¬
ration aus einem der benachbarten Lazarette zu tun hat. Alle
diese Möglichkeiten liegen vor ; sollte die letzte zutreffen, wäre
das mehr wie sonderbar.

Alsfeld, 30. April . (P e ch.) Als ein fremder Gastwirt,
der sich bei hiesigen Metzgern mit Fleisch und Wurstwaren ge¬
hörig eingedeckt hatte , sogar unter Ueberschreitung des Höchst¬
preises, mit seiner Beute den Pahnbof betrat , passierte ihm das
Mißgeschick einer Gepäckprüfung. Er mußte seinen Vorrat
ohne Rückerstattung des Kaufgeldes wieder herausgeben.

Rus Zrankfurt a . M.
Die Neuregelung öer Theaterverhältnisse.

Der Magistrat legt der Stadtverordnetenversammlung
den Bericht über die Neuregelung der Theaterverhältnissc
vor : In Uebereinstimmung mit der städttschen Theaterdepu¬
tation beantragt er : ,

1. den vorgelegten Verträgen a) zwischen der Stadt
Frankfurt a. M. und der Neuen Theater -Aktiengesellschaft
(N. Th . A. G.), b) zwischen der Stadt Frankfurt a. M., der
N Th . A. G. und Herrn Geh. Hofrat Dr . Zeiß in Dresden;

2. der Verrechnung des zum Ankauf von 250 neuen
Aktien der N. Th . A. G. je 1000 Mark zunächst erforderlichen
Betrages von 126 000 Mark und Nebenkosten auf den allge¬
meinen Baufonds und des für die Zeit vom 1. Oktober 1916
bis 31. Oktober 1917 Herrn Dr . Zeiß zu zahlenden Gehalts
von 20 000 Mark jährlich sowie etwaiger Nebenkosten ihre
Zustimmung erteilen:

3. sich mit der Auflösung der gemischten Theater-Depu-
tation im Zeitpunkt des Eintritts der städttschen Vertreter
in den Aufsichtsrat einverstanden erklären;

4. 4 Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung und
eine weitere sachkundige Persönlichkeit bestimmen, die der
Generalversammlung zur Wahl in den Aufsichtsrat der N.
Th . A. G. vorzuschlagen sind. . . „ ^

In der Begründung dieser Anträge wird eingehend aus
die Theaterfrage eingegangen und geschildert, wie sie von
der Theater -Deputation in monatelangen Beratungen be¬
handelt wurde.

Ob für die Kontrolle der Verwaltung und künstlerischen
Leitung eine Verwaltungsgesellschaft oder ein rein behörd¬
liches Organ (Verwaltungsdeputation ) eingesetzt. werden
sollte, ist lange und eingehend beraten worden. Die sogen,
städtische Regie kann einem prinzipiellen Bedenken nicht be¬
gegnen. Daß zwei große städtische Körperschaften, wie Magi¬
strat und Stadtverordnetenversammlung , nicht die Verwa.-
tung von Theatern übernehmen können, ist selbstverständlich.
Wie bei anderen ftäbttfdjert Betrieben und städtischen Kunst'
und Bildungsanstalten müßte diese Verwaltung einer Depu¬
tation übertragen werden. Je weiter die Zuständigkeit dieser
Deputation gezogen ist, und je weniger die beiden Körper¬
schaften sich mit Einzelheiten der künstlerischen Leitung und
der Verwaltung der Theater befassen, desto bedeutungsloser
werden die Einwendungen sein, die man gegen den reinen
städtischen Betrieb von Theatern erhoben hat. Wir würden
deshalb der Stadtverordnetenversammlung . den städttschen
Betrieb empfehlen, wenn ein in jeder Beziehung annehm¬
barer Vertrag mit ,einer gemeinnützigen Gesellschaft nicht zu¬
stande gekommen wäre , oder beim Fehlschlagen der noch vor
dem Abschluß zu erfiillendcn Bedingungen nicht z-ustande-
kommen sollte. , . .. . .

Daß die Zwischenschaltung einer gemeinnützigen
Gesellschaft  unter Wahrung eines hinreichendenstädtt-
scheu Einflusses manche Vorteile hat , kann nicht bestritten
Iverden. Bei geeigneter Zusammensetzung der Organe einer
solchen Gesellschaft tritt eine viel engere Fühlung zwischen
Theater und' Publikum ein, als bei rein behördlicher Ver¬
waltung . Das ideelle Interesse der Bevölkerung, das kein
Theater entbehren kann, wird durch unmittelbare Beteiligung
von Vertretern verschiedener Bevölkerungskreise genährt.
Außerdem sind die materiellen Beihilfen, die dem Theater
zufließen, beim Bestehen einer gemeinnützigen Gesellschaft,
die gewissermaßen als die Selbstverwaltung der kunstlieben¬
den Bevölkerung anzusehen ist, nicht gering anzuschlagen.
Gerade aus diesen Beiträgen können über das unbedingt Not¬
wendige hinausgehende Ausgaben bestritten werden, Aus¬
gaben, die häufig gerade dem Theater eine besondere An¬
ziehung zu geben geeignet sind. ,

In diesem Sinne sind vor einigen Monaten auch die Ver¬
handlungen mit der Theater -Baugesellschaft, welche das Neue
Theater in Frankfurt a. M. betreibt , geführt worden. Diese
Verhandlungne wurden aber abgebrochen, als die Oeffentlich-
kcit und die Presse scharfe Stellung gegen den inzwischen be¬
kannt gewordenen Plan nahmen, freilich ohne Kenntnis der
füi die Beurteilung wichtigen Einzelheiten der geplanten Ab¬
machungen und bevor über di-e wichttgstcn Punkte auch nur
vorläufige Vereinbarung zustandegekommenwar.

Die Verhandlungen mit Vertretern der N. Th. A. G.. die
sich bis dahin nur auf den Wciterbetrieb des Opernhauses be¬
zogen hatten , wurden dann auf die Grundlage der Verlänge¬
rung des bestehenden Vertrages allerdings mit wesentlichen
Aenderungen wieder ausgenommen. Dabei wurde nach länge¬
ren Beratungen ein Einverständnis über die folgenden
Grundfragen  erzielt:

Eine einheitliche künstlerische Leitung  bei¬
der Theater durch einen General - Intendanten.  Als
General -Intendant wurde Gebeimrat Dr . Zeiß in Dresden
gewonnen. Ter Vertrag bedarf der Genehmigung der Stadt-
verordnetenversammlung.

In Ausebunq ihrer finanziellen Leistung zu den Aus-
aaben der beiden Theater und der unentgeltlichen Ueber-
lassung der wertvollen Tbeatergebäude und des Fundus muß
die Stadt als die eigentliche Trägerin des Unternehmens an¬
gesehen werden. Ihre Vertretung in der Verwal¬
tung  entspricht aber nicht diesen Pflichten. Der Magisttat
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hat zwar das Recht der Genehmigung des Etats der Aktien-
• Gesellschaft, ihm ist auch die Zustimmung zu einigen wichtige-

renBeschlüssen Vorbehalten . Eine Vertretung im Aussichtsrat der
Gesellschaft ist der Stadt indes nicht eingeräumt . Sie soll ihr
dadurch gesichert werden , daß eine Vermehrung der Aufsichts-
ratsstellen um 9 Mitglieder borgenommen wird . Diese neun
Stellen sollen init Vertretern der Stadt besetzt werden , in der
Weise, daß entsprechend der bisherigen Verteilung der Sitze
in der Deputation die bisherigen Delegierten des Magistrats
und 5 von der Stadtverordnetenversammlung zu bestimmende
Mitglieder der Generalversammlung zur Wahl als Aufsichts-
ratSmitglieder präsentiert werden . Da die Stadt in der Gene-
ralversammlung einen maßgebenden Einfluß hat , so wird der
Bevollmächtigte der Stadt die Wahl der Vertreter der beiden
städtischen Körperschaften durchsetzen können . Im übrigen
sollen die bisherigen 9 Mitglieder de? fetzt bestehenden Auf-
sichtsrats , deren Tätigkeit für die Gesellschaft zu erhalten und
deren große Erfahrungen guf dein Theatergebiet auch künftig
nutzbar zu machen , im dringenden Interesse der beiden Theater
liegt , wiedergewählt werden . Die Zahl von 18 Aufsichtsrats-
Mitgliedern ist zwar groß, - aber doch nicht so nrotz, daß der Ge¬
schäftsgang darunter leiden müßte , ftiir die in der nächsten
Zukunft zu lösenden organisatorischen Fragen wird eine
größere Körperschaft auch durckiaus erwünscht sein . Der lau¬
fende Betrieb , der setzt zum Teil der Beschlußfassung des Auf-
sicktsrats unterliegt , wird nach dem Vertrage mit Herrn Dr.
Zeiß mehr als bisher diesem allein Vorbehalten . Erweist sich
für einzelne Fragen der Aufsichtsrat als zu groß , so bleibt es
ihm überlassen , zur Vorberatung oder Entscheidung solcher
Fragen Ausschüsse einzusetzen.

Der bisherige städtische Zuschuß  von 302306
Mark soll nicht wesentlich erhöht werden . Aber außer dem
laufenden Zuschuß von 302 500 Mark soll eine einmalige Auf-
imrintng von zunächst 125 000 Mark seitens der Stadt crfol-
gen. Diese Aufwendung hat den Zweck, der Stadt eine
dauernde maßgebende Vertretung in der Verivaltung zu
sichern. Diese fetzt einzuzahlenden 126 000 Mark dürfen nur
zum Umbau insbesondere der Bühneneinrichtungen der beiden
Theater beirutzt werden.

Endlich ist eine Grundbedingung der Verlängerung des
Vertrages die Sicherung der Leistungsfähig-
keit der Neuen Theater - Aktien - Gefell-
schüft  weuigstens für die Gegenwart . Dazu gehört , daß
mindestens das Defizit von 137 500 Mark , das 'sich in der
Bilanz der Gesellschaft seit einer Reihe von Jahren vorfindct
vor Abschluß des neuen Vertrages ausgeglichen wird . Ge¬
schieht dies , dann besitzt die Gesellschaft wieder ihr volles
Aktienkapital und eS könnten Fehlbeträge bis zur Hälfte des
Aktienkapitals aus diesem gedeckt werden . Der Aufsichtsrat
beabsichtigt , das Kapital von 137500 Mark durch freiwillig-
Zuzahlungen auf die alten Aktien und andere freitmlligc Bei-
träge aufzubringen und erwartet , daß trotz der für eine solche
Sammlung ungünstigen Zeit die Theaterfreunde und insbe-
sondere die IvohlhabLuderen . die Bitte des Aufsichtsrates er-
füllen werden , danrit das Fortbestehen der Gewährten Aktien'
gesellschaft gesichert ist.

Unter der Voraussetzung , daß dieses Bemühen des Auf¬
sichtsrats von Erfolg sein wird , ferner unter der Voraussetz,
uug . daß die Generalversammlung die Ausgabe der neuen
Aktien und Usbcrnahme durch die Stadt , sowie die anderen
nach den Vereinbarungen mit dem Aufsichtsrat erforderlichen
Satzungsänderungen beschließt, schlagen wir den Abschluß
eines ungefähr zehnjährigen Vertrags vor . Und zwar soll der
Vertrag mit der Neuen Theater -Aktiengesellschaft bereits am
1. Oktober 1916 in Kraft treten , insbesondere soll an diesem
Tage bereits der vergrößerte Aufsichtsrat seine Wirksamkeit
beginnen , damit im Zusammenarbeiten mit dem an diesem
Tage nach Frankfurt übersiedelnden neuen General -Iittendan-
ten die Vorbereitungen für die Spielzeit 1917/18 schon mög¬
lichst frühzeitig getroffen und die Bau - und Organisations-
fragen in Angriff genommen werden können.

AUßstänüe beim Jleifttwerkauf . *
Von einem bekannten Parteigenossen wird uns geschrieben:
Ich habe mir am Samstag morgen in den Frühstunden — wie

schon öfters — wiederuni den Verkauf des städtischen Schweine¬
fleisches an einer Anzahl Verkaufsstellen im Nordend und der Alt-
stadt betrachtet ; aber leider bestehen die schon so oft gerügten Mitz-
ständc weiter . An den einzelnen Verkaufsstellen habe ich 150 bis
zu 290 Personen gezahlt , die teilweise seit morgens 4 Uhr und teils
noch früher warteten . Immer wieder drängt sich mir die Frage
auf : Muß das sein ? Läßt sich nicht eine andere Art der Ausgabe
schaffen ? Es ist einfach skandalös , wenn man diese Vorgänge mit
ansicht und weiß , daß alle Vorschläge auf eine bessere Organisation
der Fleischverteilung von der maßgebenden Stelle , dem Gcwerbc-
unn Verkehrsamt , unbeachtet bleiben . Der Einfluß des Oberbürger¬
meisters scheint sich nirgends geltend zu machen . Maii muß sich
nur wundern , daß die armen Frauen , die stundenlang auf das biß¬
chen Fleisch, Fett oder Wurst warten muffen , iiicht schon längst die
Geduld verloren haben . Bei gutem Willen läßt sich eine andere
Organisation schaffe». Die Art der Butterverteilung , die ja spät
genug gekommen ist, wäre auch für die Fleischverteilung durch-
z,'.führen . Jeder nimmt sich einen bestimmten Metzger und bekommt
eine Karte  mit einer Nummer.  Die Zuweisung an die ein¬
zelnen Metzger kann nach den vorhandenen Vorräten auf Grund der
bei ihm angemeldeten Personen sNummcrn ) erfolgen . Die Aus¬
gabe des Fleisches erfolgt nach Nummern und einer bestimmten
Zeit . Damit würde das stundenlange Warten wesentlich abgekürzt.
Um zu vermeiden , daß die hohen Nummern jedeSmal schlicktest leer
auSgehcn , kann abwechslungswrise einmal mit der niedrigste », and
dann daS nächstemal mit der höchsten Nummer begonnen werden.

Wenn nicht bald vom Gewerbe - und Verkehrsamt eine Silie¬
rung , be§ Verkaufs durchgeführt wird , dann müssen ande ^ Maß.
nahmen getrosten werden.

Zur Frage der Feuerbestattung . Der Vorstand de« hteftgen
Vereins für Feuerbestattung macht darauf aufmerksam , daß immer
nach viele Frankfurter , die den Wunsch auf Feuerbestattung hegen,
eS unterlassen , rechtzeitig eine dem preußischen Gesetz entsprechende
Anordnung zu treffen , ohne welche eine Einäscherung in Frankfurt
nicht möglich ist. Das ist die Haupturfachc , weshalb in dem au»
städtischen Mitteln erbauten Krematorium die Feuerbestattungen
im Vergleich zu Offenbach gering an Zahl sind. Im übrigen ver¬
weisen wir auf die Mitteilung des Vorstandes im Anzeigenteil der
tieutigcn Nummer.

DaS Opfer einer Bierreise . Der Arbeiter Adam Kaltenbach
lernte am Samstag in einer Altstadtwirstchaft mehrere „Damen"
kennen , die ihn zu einer Bierreise nach Bockenheim einluden . In
einer Wirtschaft in der Landgrafenstraße trank er einen Schoppen
nach dem anderen . In seiner Gebclaune schoß er der Wirtin 20
Mark zur Begleichung einer Bierrechnung vor . Schließlich schlief
der Mann «in wenig ein . Als er erwachte , mußte er die Wahr¬
nehmung machen, daß ihm die inzwischen verschwundenen „Damen"
eine Brieftasche mit 7—800 Mark Kundengelderu , die Kaltenbach
für sein Geschäft einkassiert hatte , gestohlen hatten . Eine Summe
von gleicher Höhe hatten die Diebinnen , van denen ein« bereits ver¬
haftet wurde , glücklicherweise nicht gefunden.

Beilage der „Volksstimme 1. Mai
Städtische Kricgskommisston . Die Städtische Kriegskommission

hat in ihrer letzten Sitzung eine Erweiterung der von der Gesell¬
schaft für Wohstahrtseinrichtungen betriebenen Volksküchen  m
der Luftstraße beschlossen, unter Uebernahuie eines Teiles der Kosten
auf Kriegsfonds . Dem Nationalen Fraucndienjl wurden 1000 Mark
zur Beschaffung von deutschem Tee durch Dörren von Kräutern
»verwiesen , dem Kriegsausschuß für Konsumenteninteressei ! zunächst
für cinchalbeS Jahr 1500 Mark unter der Bedingung der Fortsetzung
der bisherigen Mitarbeit dieses Ausschusses, insbesondere bei der
Preiskontrolle der Lebensmittel.

fius öem Vewerkfchastskbrr,
von Zrankfurt 0 . m . UN- Umsegrn - .

Teuerung - ,« lagen für Brauerciarbeitcr.
Der zwischen den Brauereien und ihren Arbeitern vereinbarte

Tarif ,st nn vergangenen Jahr abgelaufen ; gekündigt ist er bis jetzt
von keiner Seite .. Die im Tarif vorgesehenen jährlichen Lohnzu-
Mttn fauch •° TMt* 3 in  letzten Jahre hat inan auf Drängen der
.lrbürtcr eine wöchentliche Teuerungszulage von zwei Mark ge
Ivahrt . Ter Betrag ist jciod ) so gering , daß er unmöglich als StuS»
ClctcT) rut die außerordentlich hohe Preissteigerung der Lebensmittel
angesehen werden kann . Die von den Arbeiterii beauftragten
Funktionäre haben erneut mit den Brauereien um Gewährung einer
weiteren Teuerungszulage verhandelt . Ueber das Ergebnis berich¬
tete am Freitag in einer stark besuchten Versammlung Kollege
Witt  ich . Aus seinen Ausführungen ging becvvr , daß die Braue-
rercn kein Entgegenkommen zeigen . Verschiedene Vorkommiiiffe
deuten vielmehr daraus hin , daß sie selbst die noch gültigen Tarif-
Vereinbarungen umgehen . So sollte in einem Falle die Teuerungs-
zulage nur unter der Bedingung gezahlt werden , wen » die Arbeiter
täglich eine halbe Stunde länger arbeiten würden . Die Arbeiter
haben diese Zumutung natürlich abgelehnt . Wirtich wies auch nach
daß die Brauereien wohl in der Lage sind, ihren Arbeitern einen
auskömmlichen Lohn zu zahlen . Sie haben das Hekto um 10 Mack
erhöbt , da -? Bier wird geringer gebraut , für die Arbeiter aber haben
sie nichts übrig . Hinzu kommt , daß die Arbeiter infolge des Mangels
an geeigneten Arbeitskräften arg auSgcnutzt werden ; alles >oird aus
ihnen herausgeholt . Redner rät den Kollegen , sie möchten sich in
der weiteren Verfolgung ihrer Interessen nicht beirren lassen. Er
empfiehlt Weitervcrhandlung aus folgender Grundlage : Verlangt
wird eine weitere Teuerungszulage von 1 Mark wöchentlich für Ver¬
heiratete , Ledige und für Frauen ; ferner soll das Liter des iricht
genossenen HauStrunkcs mit 25 Pfennig vergütet werden . Bis jetz»
wurden daiür nur 15 Pfennig bezahlt . Wittich meinte ganz richtig,
daß die Bcauereiarbeiter für das Bier , bas sie außerhalb der Braue
reien trinken ^ ja auch mehr bezahlen müssen , wie früher . Ferner
wurden dw BrauererarberLer noch zu höherer Enthaltsanckit er-
zogen, und die Brauereien bekämen auch mehr für ihre Kundschaft
wei. Auch sollen die früher üblichen Pausen verlangt werden , da¬
mit die Arbeiter das gewohnte Glas Bier ohne Ueberhastuna ge¬
nießen können . Das Abkommen soll nur ein Provisorium fern
Kollege Blitz betonte noch, die Brauereien verhielten sich nur ab¬
lehnend , weil sie annchmen . daß die besten organisatorischen Kräfte
im Schützengraben liegen . Die Arbeiter sollten alles darausetzcn,
auch eventuell mit dem Druck der Oeffentlichkcit ihre bescheidenen
Forderungen durchzusetzcn . In gleichem Sinne bewegten sich die
Ausführungen der Obleute aus den einzelnen Brauereien . Tie
OrganisationSvertrcter wurden beauftragt , mit den Brauereien in
der angedcutcten Richtung weiter zu verhandeln und später Bericht
zu erstatten.

«eine Leuerungszukage im Holzgewerbe.
ES wird uns geschrieben : Teuerungszulagen dürften eine be¬

rechtigte Forderung der Arbeiter sein und wurden auch dort ge¬
währt , wo Verständnis für die gegenwärtige Zeit vorhanden war.
In den verschiedensten Berufen und Betrieben sind Unternehmer
und Arbeiter auch zu einer Verständigung gelaugt , nicht selten auf
dem Wege der Erhöhung des seitherigen Stundenlol,nes . Vollständig
verfehlt dürste cs indessen sein, die - Arbeiter mit derartigen An-
ersuchcn kurzerhand abzuweisen . Stellt sich aber ein ganzes Ge¬
werbe auf einen solch ablehnenden Staudpunkt , so muß sich der
Nachteil für die? Gewerbe mit der Zeit fühlbar machen . Im Frank-
urtcr Holzgewerbe kann das jetzt schon konstatiert werde ». Der

Arbeitgeberverband mit seinem Anhängsel , der Schreincrinnuug,
lehnte eine FordeÄing der Arbeiter auf Gewährung einer Teue¬
rungszulage rundweg ab . Unterlassen wurde , Mitgliedern die Ein-
ührung einer solchen zu empfehlen oder es ihnen auch nur frei-

zustellen . Die Folge ivar , daß bald ein Mangel au Schreinern,
hauptsächlich an solchen auf bessere Möbel , eintrat , Ivährcnd güte
Arbeitskräfie in den verschiedensten Berufen Lohnarbeit verrichten.
Hunger läßt eben irgendwelchen Standesdünkel nicht anfkommen.
Keineswegs verkannt ivcrdcn soll, daß ein Teil der Meister sich
init ihren Arbeitern verständigte und Lohnaufbesserungen cintreten
ließ , um sich so den alten Stamm Arbeiter zu erhalten . In der
Hofmöbelsabrik von Schneider & Hanau ist's cmocrs . Hier nahmen
vorige Woche 11 Schreiner ihre Entlassung , darunter solche, die jahr¬
zehntelang dort beschäftigt waren . Und es bröckelt weiter . Wie ver¬
lautet , hat sich diese Zahl bereits auf 15 vermehrt , das ist die Hälfte
der dort beschäftigten Arbeiter . Schon im Vorjahre hatten diese
Leute bei der Direktion um eine Teuerungszulage nachgesucht und
nachdem ihr Wunsch unerhört blieb, ihn vorige Woche erneut . Sie
ersuchten um Gewährung derselben Stundenlohnes , tote er ihnen
chon vor dem Kriege bezahlt worden Ivar , aber auch diesmal ohne
Erfolg . Die Direktion verwies ihre Leute auf die beiderseitigen
Organisationen . Nachdem aber den Arbeitern der aLlehnendc Stand¬
punkt des Arbeitgeberschutzverbandes bekannt Ivar , bedeutete dieser
Hinweis gleichzeitig die Ablehnung ihrer Forderung . Der Hinweis
der Firma auf Verlängerung der Arbeitszeit , um auf diese Weise
über eine Zulage auf den Lohn himvcgzukommen , fand verständiger¬
weise bei den Arbeitern , auch bei den Unorganisierten , keinen Sln-
ttang . Der Stundenlohn für gute Mübelschrcmer schwankt im
Durchschnitt zwischen -70 und 75 Pfennig ; die Firma Schneider &
Hanau , welche auf erste Kräfte reflektiert , zahlt für diese fff  Pfennig.

Nun haben die Arbeiter dort die Plätze geräumt und auch
andereArbeit zu besseren Bedingungen gefunden . Die Firma »
nun billigere Arbeiter , sofern sich solche finden , cinstcllcn *

Neues am  aller Welt.
Verunglückter Äirchcnräubrr . Als Freitag vormittag!

Berlin der Diener der neuen apostolischen Gemeinde die
pelle am Küstriner Platz betrat , sah er zu seinem Schre^
vor dom Altar einen unbekannten Mann in einer groß
Blutlache tot am Boden liegen . Steden der Leiche lag
Splitter des Glasdaches , durch das der Unbekannte durchs».—
ürochen war . Nach den polizeilichen Feststellungen scheint «,» £ • -v
sich um einen Einbrecher zu handeln , der über daS Dach h^ .
weg in die Kapelle einsteigen wollte.

Telegramme.
Skandinavische RÜstungrkredite.

Stockholm , 29. April . (M . B . Nichtamtlich .) Meldw,,,
des Schwedischen Telegramm -BureauS . Der von der SÜci
rung verlangte Kredit ist mit 40 300 000 Kronen für eine 3
stärkung des Heeres , hauptsächlich durch Anschaffung vo»
schwerer Artillerie und von Material für die Monlertruppen,
für die Intendantur und die Ausrüstung deS Landsturms bv
stimmt und mit 12229 000 Kronen für die Verstärkung b«
Marine , davon 4 Millionen zur Anschaffung eines neuen Tor.
pcdobootszerstörers und von Unterseebooten.

Kristiania , 29. April . (W. B . Nichtamtlich .) De«
Staatsrat ist der geheime und der öffentliche HauShaltsvor.
anfchlag für Heer und Flotte vorgelegt worden . In dem o
Heimen Voranschlag sind für daS Heer 12 282 400 Kronen , fi
die Marine 2 320 800 Kronen ansgesetzt , im öffentlichen
1002 300 bezw. 806 476 Kronen.

Verantir
«ginn-

Nun

$

Schiffsraub Portugals.
Lissabon » 1. Mai . (82. B . Nichtamtlich .) „Hecolo " M . er noch

det , daß der einzige österreichische Dampfer , der auf dem Lai« war du
vor Anker liegt , mit Beschlag belegt und die portugiesisch«
Flagge mit den üblichen Förmlichkeiten gehißt worden ist.

Wiesbadener "Theater.
Residenz - Theater.

Montag , 1. Mai , 7 Uhr : ..Die selige Exzellenz ".
Dienstag , L. Mai , 7 Uhr : „Ter Fremde ". „Der Schwarzkünstler '.
Mittwoch , 3. Mai . 7 Uhr : „Jcttchen Gebert ".
Donnerstag , 4. Mai , 7 Uhr (erstes Gastspiel C. W . Düller ) : „Hass

manns Töchter ".
Freitag , 5. Mai , 8 Uhr (Volksvorstellung ) : „Armut ".
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Bekanntmachung
betreffend Gültigkeitserklärung

von Aartoffelmarken.
Von den jetzt zur Ausgabe kommenden neuen blaue»

Kartoffelmarken werden die Gruppen von 1—4 von heute
ab für gültig erklärt« Die Marken der Gruppen 5-
haben vorläufig noch keine Gültigkeit.

Wiesbaden , den 1. Mai 1916.
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Allgemeine Ortskrankenkaffe Wiesbaden.
_SBccfjmmgSa &fdjlttfj für d->s Geschäftsjahr 1915 .

Einnahmen:
. Kaffen bestand für den Anfang des Jahres
!. Ertrüge aus Kapttalanlagen . . . .

8. Beitrüge:
»I versicherungSpflicht.Mitglied .818 356.57
b) verstchernngsberecht . „ 185588.07
es unständig Beschüstigter . . 5877.87
6 >Bettragsanteile der Arbeit-

gevcr f. Ersatzkaffenmftglted. 4341,52

Jt
51882.08
24774.88

908868.53
_ Ersatzleistungen . . 41520.3?
5. Ordnungsstrafe » . . 397.90

BermügenSanlagr .-
Wertpapiere . 123400.—

b) Banken und Sparkassen 187555.M
610955.99

Lonstige Einnahmen . 15243.82

Summa 1738 läs .öo

Ausgaben!
1. Für Behandlung.
2. Für Ar,net und Heilmittel . . .
8. An Krankengeld.
4. An Hausgeld.
5. Für Anstaltspstcgc.
6. Für Wochenhilfe.
7. Für FamMenhllfe . .
8. An Sterbegeld.
9. Ersatzleistungen . . . . . . .

10. Bermögensanlag «:
Wertpapiere . . > 247 281.75

b | Banken . . . . . . 433828 .07
c) Erwerb.

Jt
174120.46
94009.56

379196.12
5587.68

106760.34
08405.87
71496.11
14844.—
1028.87

11. BerwaltungSkosten : persönliche . . .
sachliche . . .

12. 9tück,ahlungen.
iS. Sonstige Ausgaben . . . . . . .
14. Kaffenvestand am Schluffe des Jahres

Summa

684470.42
118089.89
15284.06
4697.99

51687,37
F 744.46

1786185.00
Wird gemäß § 103 der Satzungen veröffentlicht.
Wiesbaden,  28 . April 1915.

W 1312

Dev Kasserivorstaud:
August Jockel, Vorsitzender.
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Die Fitttll«tii>nlität
MH der Krieg.
Bon Karl Kautsku.

Sonderdruck aus der „Sleuen Zeit
tust einem Vorwort.
Preis S0 Pfennig.

Brrttz» von Uuttnrr .
Die Waffe« nieder!

Gebunden ML  2,—.
AuSwüktö Porto 20 Pfg.
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